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LGBTI – LATEINAMERIKA 
ALS VORBILD?

Sonja Hrachovina

In Lateinamerika haben zahlreiche 
Länder unter progressiven Regie-
rungen Antidiskriminierungsgesetze 
erlassen und die Ehe für gleichge-
schlechtliche Paare geöffnet. Gleich-
zeitig werden patriarchale, neokon-
servative und reaktionäre (auch 
religiöse) Strömungen von einigen 
 Regierungen gestärkt und führen zu 
heftigen Auseinandersetzungen pro 
und kontra gleiche Rechte für LGBTI.

Die Menschenrechtsexpertin  
Fanny Gómez-Lugo in Wien: 

Was Antidiskriminierungsgesetze leisten 
können und was nicht
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fordert, die Ehe für gleichgeschlecht-
liche Paare zu öffnen. Damit soll die 
rechtliche Gleichstellung mit hetero-
sexuellen Paaren umgesetzt werden. 
Auch Namensänderungen und Ände-
rungen der Geschlechtsidentität bei 
Transgender-Personen konnten durch 
Empfehlungen des Gerichtshofs vor-
angebracht werden. Es brauchte kein 
psychologisches Gutachten, keine 
Geschlechtsanpassung und keine Hor-
montherapie, allein der freie Wille der 
Person solle ausschlaggebend sein für 
die Eintragung in Dokumenten. Das ist 
im Vergleich mit einigen europäischen 
Ländern ein sehr fortschrittliches 
 Denken, wie Gómez-Lugo hervorhob. 
Die Staaten der OAS sind dazu ver-
pflichtet, den Empfehlungen der 
Kommission für Menschenrechte und 
des Corte IDH zu folgen – allerdings 
sind keinerlei Sanktionen vorgesehen. 
Daher stellt sich die Frage nach der 
Durchsetzungskraft dieser Institutio-
nen. Gómez-Lugo erläuterte, sowohl 
der Gerichtshof als auch die Kommis-
sion seien als moralische Instanzen 
sehr geachtet, und das könne sehr 
wohl ausreichend sein, dass Staaten 
die Menschenrechte tatsächlich um-
setzen.

Große Unterschiede
Zwischen den Staaten des amerika-
nischen Kontinents und der Karibik 
herrschen beträchtliche Unterschiede, 
wenn es um die Rechte von LGBTI-Per-
sonen geht. Abhängig von staatlichen 
Regierungen, der Rechtsprechung 
und der Zivilgesellschaft entwickelten 
sich die gesetzlichen Bestimmungen 
für Menschen, die nicht einer hetero-
sexuellen Norm entsprechen, überall 
anders. Argentinien führte das Recht 
auf gleichgeschlechtliche Ehe bereits 
2010 ein – als der erste Staat Latein-
amerikas, sogar als der zweite im ge-
samten globalen Süden und der zehn-
te weltweit. Brasilien, Uruguay und 
Mexiko City folgten. In Chile und Ko-
lumbien ist die eingetragene Partner-
schaft erlaubt5.
In den Staaten der Karibik hingegen 
werden LGBTI-Personen stark dis-

kriminiert. Viele Medien begünsti-
gen durch ihre Berichterstattung 
homophobe Hetze und gewaltsame 
Übergriffe. Auch die Rechtsprechung 
unterliegt strengeren Gesetzen. Medi-
ale Darstellungen können so die Rea-
lität von LGBTI-Personen lenken. Und 
seit der Amtseinführung von Donald 
Trump sind Gewalttätigkeiten gegen-
über LGBTI-Personen signifikant ge-
stiegen – nicht nur in den  karibischen 
Staaten.
Fanny Gómez-Lugo betonte, dass Ho-
mophobie immer  Resultat der Wahr-
nehmung durch andere Personen ist 
und Gewalt, basierend auf Vorurteilen, 
ein Resultat von herrschender Kultur. 
Staaten haben daher die Verantwor-
tung, alles zu tun, um Vorurteile und 
Diskriminierung abzubauen.

Gefährliche Entwicklungen
Die aktuellen politischen Entwicklun-
gen zeigen eine starke  Tendenz zum 
Rechtsruck. Das schwächt die Kämpfe 
um Gleichberechtigung für LGBTI. Ihre 
Anliegen haben keine Priorität mehr, 
und es kommt zum Stillstand oder so-
gar zu Rückschritten. Auch verschlech-
tert sich die öffentliche Meinung, wie 
z. B. der Wahlkampf in Costa Rica 
sichtbar machte. Ein relativ unbekann-
ter Kandidat, Fabricio Alvarado Muñoz 
(konservativer evangelikaler Pastor), 
konnte mit der kleinen Partei Restaura-
ción Nacional 40 Prozent der Stimmen 
erhalten. Der gesamte Wahlkampf war 
geprägt von einer Debatte über Fami-
lie, Sexualität und Homo sexualität und 
spaltete die Gesellschaft. Errungen-
schaften, wie die Debatte über eine 
Lockerung des Abtreibungsverbots, 
erlitten Rückschritte6.
Nicht nur in Lateinamerika findet ein 
Zusammenschluss konservativer, 
rechter Regierungen und evange-
likaler Strömungen statt, die unter 
dem Schlagwort Gender-Ideologie 
bewusst falsche und diffamierende 
Bilder über die Ziele und Inhalte von 
feministischen und LGBTI-Gruppen 
verbreiten. 
Ein Beispiel ist die internationale 
Gruppe Citizen Go, die, nachdem sie 

Am 18.  September luden HOSI 
Wien (Homosexuellen Initiative) und 
Frauen*solidarität zu einem Vortrag 
mit anschließender Diskussion zur 
 Frage, ob Lateinamerika als Vorbild für 
LGBTI1-Rechte gelten könnte. Eingela-
den war die Menschenrechtsexpertin 
Fanny Gómez-Lugo2, es moderierte 
Ulrike Lunacek3.
Im letzten Jahrzehnt entwickelten 
sich die politischen Rechte von LGBTI-
Personen in eine positive Richtung, 
begann Gómez-Lugo ihren Vortrag. 
Doch trotz verbesserter Rechtspre-
chung fehle es an flächendeckender 
Implementierung neuer Gesetze. Der 
supranationale Interamerikanische 
Menschenrechtsgerichtshof (Corte In-
teramericana de Derechos Humanos, 
Corte IDH) und die Interamerikanische 
Kommission für Menschenrechte (Co-
misión Interamericana de Derechos 
Humanos, CIDH) überwachen Staaten 
bei der Einhaltung der Menschenrech-
te in den Ländern der Organisation 
Amerikanischer Staaten (OAS)4. Ein-
zelne Personen können bei erfolgloser 
Klage und mehrfachen Berufungen, 
die sie auf Landesebene eingebracht 
haben, ihren Fall vor dem Corte IDH 
als letzte Instanz darlegen. Dieser 
kann dann eine Empfehlung ausspre-
chen. Relevant z. B. in Fällen, in denen 
Betroffene Opfer von diskriminieren-
der Staatsgewalt werden.

Fortschrittliche Empfehlungen
Am 10. Jänner 2018 hat der Corte IDH 
alle Mitgliedstaaten der OAS aufge-

in den spanischen Städten nicht mehr 
geduldet wurde, durch lateinamerika-
nische Länder zu ziehen begann. Mit 
ihrem „Bus der Freiheit“ macht Citizen 
Go  homophobe und antifeministische 
Propaganda – durchaus erfolgreich.
In solchen Zeiten, betonte Gómez-
Lugo abschließend, ist es umso wichti-
ger, bessere Allianzen zu knüpfen, ge-
meinsame Strategien zu entwickeln, 
eine einheitliche Front gegen homo-
phobe, diskriminierende Verteidiger_
innen der  „traditionellen Familie“ und 
der christlichen Werte aufzubauen 
und LGBTI-Gruppen nicht weiter zer-
splittern zu  lassen. 
In vielen Teilen Lateinamerikas gibt es 
eine starke Zivilgesellschaft, die als er-
folgreicher Gegenpol zu den neu ge-
wählten rechtsgerichteten Regierun-
gen gesehen werden kann. Mehr als 
50 Organisationen arbeiten interkon-
tinental zusammen, um LGBTI-Rechte 
zu verteidigen und auszubauen. Die-
se Bewegungen können mithilfe der 
sozialen Medien aus der ganzen Welt 
unterstützt werden, um gemeinsam 
Widerstand gegen homophobe und 
geschlechtsspezifische Diskriminie-
rung zu leisten.


